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Freispruch Opfer warten auf
Entschuldigung

lienrechtler Ch ristia n Schertz attestieren.
rdtags-FDP und dieJustizauf den Plan.
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walt unterbreitet wurde - all das ließ das Mi-
nisterium unbeantwortet.

Interessant wäre zu wissen, was die
Staatsanwaltschaft Stuttgart von der Exper-
tise hält. Indirekt wird ihr damit immerhin
attestiert, sie mache sich völlig unnötige
Arbeit oder verfolge sogar einen Unschuldi-
gen. Zum Inhalt sagt eine Behördenspreche-
rin nichts, aber zur Präsentation. Ob es sich
bei der Verwendung öffentlicher Mittel ftir
private Zwecke des Ministers um Untreue
handeln könne? Man habe das geprüft, aber
,keinen Anfangsverdacht einer Straftat" ge-
sehen. Der erkaufte Beistand beschert Strobl
also zumindest keinen neuen lirger.
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Zum Radikalenertass fordern
Betroffene und Gewerkschaften ein
Machtwort des M inisterpräsidenten.

Von Andreos Müller

inisterpräsident Winfried Kretsch-
mann (Grüne) wird immer stärker
gedrängt, den 50 lahre alten Radi-

kalenerlass neu zu bewerten. Auch derDeut-
sche Gewerkschaftsbund fordert ihn nun auf,
sich bei den Betroffenen zu entschuldigen
und diese zu entschädigen. In einem Brief
des DGB-Landeschefs Kai Burmeister an ihn
heißt es, die wissenschaftliche Aufarbeitung
durch die Universität Heidelberg st[itze den
Eindruck, dass der ,,überwiegenden Zahl"
der Betroffenen zu Unrecht der Zugang zum
öffentlichen Dienstverwehrtworden sei. Da-
her sei es nun Zeit ftir eine Rehabilitation
und eine Entschuldigung durch die Landes-
regierung.

Die Berufsverbote seien,ein Unrecht, das
nicht wiedergutzumachen ist", schreiben
Burmeister und die Chefs der Gewerkschaf-
ten Verdi und GEW, Martin Gross und Moni-
ka Stein. Dies müsse das land anerkennen
und sich zu einer ,materiellen Entschädi-
gung" bereit €rklären. ,,Die Zeit des Abwar-
tens ist ietzt vorbei*, betont der DGB-Lan-
deschef.

Auch die Betroffenen warlen seit Wochen
auf eine Reaktion des Ministerpräsidenten.
IGetschmann hatte im Januar erstmals si-
gnalisiert, im Einzelfall ftir das Land um Ent.
schuldigung zu bitten. Zugleich verwies er
auf die damals noch ausstehende Untersu-
chung durch die Universität Heidelberg, die
vom Wissenschaftsministerium in Auftrag
gegeben wordenwar. Erst wenn diese vorlie-
ge, sei eine weitere Bewertung möglich.
Iketschmann war einst selbst vom Radika-
lenerlass betroffen, gelangte mit Glück und
guten Fürsprechem aber doch noch in den
Staatsdienst. ,JlVirwerten die Ergebnisse der
Studie derzeit aus", erklärte der Ministerprä-
sident am Freitag laut einem Sprecher. "Auf-
bauend darauf werde ich entscheiden, wie
wir weiter mit diesem Thema umgehen."
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